
 
 

V e r m e r k 
 

Sonderkasse für Eigenbetriebe / Einheitskasse 
 

0. Eingrenzung 
Die folgende Darstellung bezieht sich auf die Rechtslage in Rheinland-Pfalz. Sie ist jedoch 

grundsätzlich auf andere Bundesländer übertragbar; siehe dazu die als Anlage 1 beigefügte 

Tabelle. Unterschiede ergeben sich zur Rechtslage in Bayern und LSA.  

 

1. Sonderkasse für Eigenbetriebe 

1.1 Begriff 
Die Bedeutung des Wortes „Kasse“ im Rahmen des Begriffes „Sonderkasse“ kann nicht reduziert 

werden auf die Verwaltung der Barmittel (einschließlich Wechseln und Schecks). Sie erstreckt 

sich vielmehr auch auf die Bankguthaben und entspricht damit dem umfassenden Inhalt von § 266 

Abs. 2 B IV HGB („Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und 

Schecks“). Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass im Begriff „Sonderkasse“ die Kasse des 

Eigenbetriebes als besonderer Typus der Gemeindekasse thematisiert wird. Die Gemeindekasse, 

für die die Gemeindekassenverordnung (GemKVO) anzuwenden ist, umfasst jedoch ausweislich 

der Regelung in der GemKVO sowohl den baren als auch den unbaren Zahlungsverkehr. Bei 

einer Eingliederung der Sonderkasse eines Eigenbetriebes in die Gemeindekasse (dazu sogleich) 

besteht mithin eine Art Kontokorrentverhältnis zwischen Gemeindekasse und Eigenbetrieb, so 

dass beim Eigenbetrieb nur ein einheitliches Kassenkonto geführt wird (so auch BOLSEN-

KÖTTER/DAU/Zuschlag: Gemeindliche Eigenbetriebe und Anstalten, 5. Auflage <2004>, W 92).  

 

1.2 Organisation der Sonderkasse 
Nach § 10 EigAnVO „(ist) für den Eigenbetrieb (...) eine Sonderkasse einzurichten“. Darin ist kein 

Widerspruch zu § 82 Satz 1 GemO zu sehen; dort heißt es abweichend von § 10 EigAnVO, dass 

„für Sondervermögen (...) für die Sonderrechnungen geführt werden, (...) Sonderkassen 

eingerichtet (werden) können“. § 10 EigAnVO geht nämlich als eingrenzende Regelung § 82 

GemO vor und ist damit die speziellere Regelung. 

 

Die Notwendigkeit für eine zwingende Einrichtung einer Sonderkasse ergibt sich aus der 

Sonderrechnung mit eigenem Abschluss für den Eigenbetrieb, was natürlich auch eine eigene 

Kassenführung erfordert. Dies bedeutet eine buchmäßige Sonderbehandlung der 

Kassengeschäfte in dem in Punkt 1.1 beschriebenen Sinn. Es muss jederzeit klar sein, wie hoch 

der Kassenbestand des Eigenbetriebes ist. 
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Unabhängig von der buchmäßigen Behandlung der Kassenbestände des Sondervermögens 

„Eigenbetrieb“ ist die Frage der Organisationsstruktur von Sonderkassen zu beantworten. Hierzu 

schreibt § 82 Satz 2 GemO vor, dass „diese (...) mit der Gemeindekasse verbunden werden 

(sollen)“. Dies bedeutet letztlich eine Verpflichtung zur Zusammenfassung der Sonderkasse mit 

der Gemeindekasse. Verwendet nämlich eine Rechtsvorschrift die Wendung „soll“, wird für den 

Regelfall eine Bindung vorgesehen; ein Ermessen besteht insoweit nicht. Lediglich kann im 

konkreten Fall der Einrichtungsträger aus wichtigem Grund oder in atypischen Fällen von der für 

den in § 82 Satz 2 GemO vorgesehenen für den Normalfall vorgesehenen Rechtsfolge (nämlich 

Zusammenfassung) abweichen. Ein solcher atypischer Fall wird dann vorliegen, wenn der 

Zahlungsverkehr, der für den Eigenbetrieb über die Sonderkasse buchungsmäßig getrennt 

abzuwickeln ist, einen besonderen Umfang annimmt (z.B. Vielzahl der Kunden / 

Anschlussnehmer) oder notwendige Spezialerfahrung voraussetzt (z.B. bei der Abrechnung im 

Krankenhausbereich). 

 

Die grundsätzlich zwingende Zusammenfassung von Gemeinde- und Sonderkasse ergibt sich im 

Übrigen aus der in § 12 Abs. 2 EigAnVO vorgeschriebenen Bewirtschaftung der liquiden Mittel der 

Sonderkasse im Kassenverbund (siehe dazu unten Punkt 2) und ist damit auch aus 

wirtschaftlichen Gründen geboten. 

 

2. Bewirtschaftung der Sonderkasse 
§ 12 Abs. 2 EigAnVO legt fest, dass Kassenmittel der Sonderkasse in Abstimmung mit der 

Kassenlage der Gemeinde angelegt werden, sofern sie vom Eigenbetrieb nicht benötigt werden. 

Die ertragbringende Anlage vorübergehend nicht benötigter Kassenmittel ist also grundsätzlich 

vorgeschrieben, d.h. sie geht einer anderweitigen Verwendung dieser Mittel grundsätzlich 

zunächst einmal voraus. Voraussetzung ist allerdings, dass sie bei Bedarf dem Eigenbetrieb 

wieder zur Verfügung stehen.  

 

Bewirtschaftet der Einrichtungsträger die vorübergehend nicht benötigten Mittel, so hat er die 

Zinssätze zu vergüten, wie sie bei einer Anlage auf die vorgesehene Zeit im Bankverkehr 

üblicherweise gezahlt werden. 

 

3. Anzuwendende Vorschriften bei Zusammenfassung von Gemeinde- und Sonderkasse 
Für Kassengeschäfte einer mit der Gemeindekasse zusammengefassten Sonderkasse gilt auch 

die GemKVO, wie sich aus §§ 42 bis 45 GemKVO ergibt. Allerdings gibt es wegen der 

erforderlichen kaufmännischen Buchführung einige abweichende Regeln. Im einzelnen wird dazu 

auf die Verlautbarung IDW-KFA 1/1982 („Zur Anwendung des Gemeindekassenrechts auf 

Sonderkassen mit kaufmännischer Buchführung oder einer entsprechenden Verwaltungsbuch-

führung“) und die als Anlage 2 beigefügten „VKU-Grundsätze für die Anwendung der GemKVO 
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auf die Sonderkassen der Eigenbetriebe“ (VKU Rheinland-Pfalz-Dienst, April 1982, S. 28ff.) 

verwiesen. 

 

Koblenz, den 02.11.2005 
 
 
 
 
2 Anlagen 



Anlage 1 

Sonderkasse für Eigenbetriebe / Einheitskasse 
 

 
 Land Sonderkasse für Eigenbetrieb Zusammenfassung der Sonderkasse mit 

Einheitskasse 
Bewirtschaftung  
der Sonderkasse 

  Rechtsgrundlage Verpflichtung 
zur 

Einrichtung 

Rechtsgrundlage Verpflichtung zur 
Zusammen-

fassung 

Verpflichtung zur 
Verbindung 

1 BW § 98 S. 1 GemO muss § 98 S. 2 GemO soll § 14 EigBVO 
2 BAY § 10 Abs. 1 S. 1EBV 

(„gesonderte Kasse“) 
muss Art. 100 Abs. 4 GO soll § 11 Abs. 3 EBV 

3 Berlin      
4 Brandenburg §12 S. 1 EigV / § 97 S. 

1 GO 
muss § 97 S. 2 GO soll § 12 S. 2 EigV 

5 HB      
6 HH      
7 Hessen § 117 S. 1 HGO muss § 117 S. 2 HGO soll § 12 EigBG 
8 MV § 66 S. 1 1. HS. KV-MV muss § 66 S. 1 2. HS KV-

MV 
soll § 9 Abs. 2 EigVO 

9 Niedersachsen § 104 S. 1 NGO muss § 104 S. 2 NGO soll -.- 
10 NRW § 97 Satz 1 muss § 97 Satz 2 GO soll § 11 EigVO 
11 RP § 12 Abs. 1 EigAnVO muss § 82 S. 2 GemO soll § 12 Abs. 2 EigAnVO 
12 Saarland § 9 Abs. 1 EigVO / 

§ 104 S. 1 KSVG  
muss / muss § 104 S. 2 KSVG soll § 9 Abs. 2 EigVO 

13 Sachsen § 13 S. 1 EigBG /  
§ 86 Abs. 1 S. 2 HS. 1 
GemO 

muss / soll § 13 S. 2 EigBG / 
§ 86 Abs. 1 Satz 2 
2.HS GemO 

soll / soll § 15 EigBVO (Bgm) 

14 LSA § 112 S. 1 GO LSA muss § 12 EigBG 
(§ 112 S. 2 GO LSA) 

kann 
(soll) 

§ 13 EigVO 

15 SH § 99 S. 1 GO muss § 99 S. 2  soll § 9 EigV 
16 Thüringen § 10 Abs. 1 ThürEBV muss § 78 Abs. 4 ThürKO soll § 10 Abs. 2 ThürEBV 
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